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welcher Derjenige, der darunter leide, ſich kaum wieder 
zu entziehen vermöge. (Sehr richtig!) Er erkläre ſich 
deshalb für die Ueberweiſung der Vorlage an eine 
Kommiſſion. 

Abg. Schulze (Berlin) tadelt zunächſt, daß im 
§. 1 der Vorlage dem Arbeiter nur der nothdürftigſte 
Unterhalt garantirt ſei. Nicht das nothdürftigſte, ſon⸗ 
dern ein angemeſſenes Maß für den Unterhalt müſſe 
ihm gewährt werden, mit der Beſchlagnahme noch nicht 
fälliger Löhne, untergrabe man die moraliſchen Be⸗ 
dingungen für die Arbeit, den Sporn, den Trieb zur 
Arbeit, man untergrabe die Bedingungen, welche allein 
die Leiſtungsfähigkeit des Arbeit aufrecht erhalten. Die 
ganze Konſequenz der Vorlage führe dabin, daß die 
Arbeitskraft gelähmt werde. Man raube dem Arbeiter 
allen ſittlichen Sporn zur Arbeit, wenn man ihm die 
Frucht ſeiner Arbeit raube. Er ſei ebenfalls für eine 
Verweiſung der Vorlage an eine Kommiſſion. Die Be⸗ 


Graf Bismarck: Ich freue mich dieſer Erklä⸗ 
rung, welche das Mißverſtändniß, das damals in ganz 
Europa durch die Worte des Vorredners erzeugt wor⸗ 
den iſt, hoffentlich mildern wird, ganz aufheben wird 
ſie es nur bei Denen, die überhaupt etwas lernen wollen, 
und deren ſind nicht viele. — Nach einer kurzen Be⸗ 
merkung des Abg. Lasker, auf welche Graf Bis- 
mard antwortet, wird die erſte Berathung geſchloſſen. 
Der Antrag auf Verweiſung an die Kommiſſion wird 
abgelehnt. 

Siebenter Gegenſtand der Tagesordnung: Erſie 
Berathung über den Geſetzentwurf, betreffend die Be⸗ 
ſchlagnahme des Arbeits- und Dienſtlohnes. 
Abg. v. Unruh ſpricht ſich gegen dieſen Entwurf 
uus, welcher den Kredit des Arbeiters nicht heben, ihn 
vielmehr ſchwächen wird. Mißbräuche mögen vor⸗ 
gekommen ſein, aber doch nur in beſchränktem Maße: 
die Gehaltsabzüge werden zur Demoraliſation der Ar- 


der wohlthätigſten Organiſationen. Jetzt theilt man 
gleichmäßig für die radikale Partei, ungleichmäßig für 
die konservative und man glaubt dadurch konſervative 
Wahlen hervorzubringen, daß man die Wahlkreiſe un- 
gleich eintheilt. Damals, als unſer Reichstag zu Stande 
kam, haben wir auf ſolche Kleinigkeiten nicht geachtet, 
jetzt aber müſſen wir einem Wahlgeſetze andere Prinzi⸗ 
pien zu Grunde legen. So halte ich es für durchaus 
nothwendig, daß wenn neue Abgeordnete hinzu kreten 
ſollen, Beſtimmungen darüber da ſein müſſen. Ich kann 
mich mit dem vorliegenden Organiſationsgeſetze nicht ein⸗ 
verſtanden erklären. 

Präsident Delbrück: Allerdings iſt der §. 6 nur 
aus der Bundesverfaſſung übernommen, wörtlich ftehf, 
die Verfaſſungsbeſtimmung nicht darin. Die Bellir- 
mungen des Reichswahlgeſetzes, nach welchem die bis- 
herigen Wahlen ſtattgefunden, rekurrirten ebenfalls auf 
die letzte Volkszählung, und ich habe deshalb geglaubt, 


Norddeutſcher Reichstag. 
6. Sitzung am 13. März. 
(Schluß.) 

Vierter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite 
Berathung der Konſular-Konvention zwiſchen dem nord⸗ 
deutſchen Bunde und Italien. 

Eine bedeutende Debatte erhebt ſich über die ein ⸗ 
zelnen Artikel der Konvention nicht. Kurze Bemerkun⸗ 
gen werden von den Abgg. Kannegießer und Tweſten 
gemacht und von dem Bundes⸗Kommiſſar Geh. Leg. 
Rath König beantwortet. 

Auf eine Anfrage des Abg. Schweitzer erllärt 
derſelbe, daß der Konſul bei Aufnahme von Notariats- 
Urkunden an die Geſetze ſeines Landes, oder an die 
des Landes derjenigen Perſon gebunden ſei, welche 
die betreffende Urkunde aufnehmen laſſe. Die Kon- 
vention wird in der zweiten Berathung vorläufig an- 


genommen. 
Es folgt die erſte und zweite Berathung des Poft- dieſen Zuſtand als einen verfaſſungsmäßigen bezeichnen beiter führen. rathung wird hierauf auf Antrag des Abg. Proſch 
vertrages wit Rumänien. — Der Vertrag wird ohne zu können. Abg. Becker (Oldenburg): Es handle ſich hier] geſchloſſen. 

nicht um eine Bevormundung, oder um ein Privilegium Der Reichstag beſchließt nunmehr die Ueberwei⸗ 


Abg. Miquel: Der Grundſatz iſt eben kein ver⸗ 
faſſungsmäßiger, weil er nicht in der Verfaſſung ſteht. 
Die Frage wegen der Vermehrung oder Verminderung 
der Bevölkerung ſteht mit der Frage wegen der geſetz⸗ 
lichen Feſtſtellung der Wahlbezirke in gar keinem Jogt- 
ſchen Zuſammenhange. Für mich iſt die geſetzliche Feſt⸗ 
ſtellung der Wahlbezirke eine konſervative Frage in wah⸗ 
ren Sinne des Worts. Wir haben viele Beſtimmun⸗ 
gen für die Behörden, aber es liegt mir an einer Feſt⸗ 
ſtellung der Wahlbezirke, damit die Seßhaften mehr 
Einfluß auf die Wahlen erlangen. 

Abg. Haſenclever erklärt ſich gegen die Vorlage 
wegen der Beſtimmung, daß der Wöhler 25 Jahre alt 
ſein miſſe. Man verlangt von den jungen Leuten doch, 
daß fie Steuern zahlen, alſo die Erfüllung der höchſten 
politiſchen Pflichten. Die jungen Leute beſitzen jetzt eine 
höhere politiſche Bildung als oft Landleute von 50 bis 
60 Jahren, da die Schulbildung jetzt eine bedeutend 
höhere iſt, als früher. (Sehr richtig!) 

Bundeskanzler Graf Bismarck: Ich möchte die 
Herren bitten, an die Vorlage nicht die Anforderungen 
zu ſtellen, in Bezug auf die Wahlen das geltende Recht 
ändern. Das vorliegende Geſetz hat nur den weck, 
einem vorhandenen Uebelſtande abzuhelfen und ich möchte 
doch vorſchlagen, daß wir uns Heine Verbeſſerungen in 
unſern Zuſtänden nicht dadurch erſchweren, daß wir 
ihnen eine zu große Laſt von Wünſchen aufpacken, die 
ſie zu tragen wirklich außer Stande ſind. Wenn hier 
Aenderungen des bisherigen Wahlgeſetzes hierbei erſtrebt 


Disluſſion in den beiden Berathungen vorläufig ange⸗ 
nommen. 

Sechſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die erſte 
Berathung über den Entwurf eines Wablgeſetzes für den 
Reichstag des norddeutſchen Bundes. 

Der Präſident kündigt den Eingang eines Amen 
dements des Abg. v. Luck an. — Abg. Lasker er- 
achtet es für wünſchenswerth, daß Amendements vor 
Beendigung der erſten Berathung einer Vorlage, die 
nur der Beſprechung allgemeiner Geſichtspunkte gewidmet 
jet, nicht eingebracht werden. Abg. Waldeck wider- 
ſpricht dieſer Anſicht. Es ſei immer gut, wenn bei 
einer allgemeinen Beſprechung konkrete Geſichtspunkte zur 
Sprache gebracht würden. Der Präſident tritt der 
Anſicht des Abg. Lasker bei und Abg. v. Luck zieht 
ſeinen Antrag vorläufig zurück. 

Voß dem Eintritt in die Berathung ergreift das 
Wort der Präſident Delbrück. Ich will mir nur 
wenige Bemerkungen erlauben, weil die nähere Moti⸗ 
= virung des Geſetzes bei der Spezialdebatte nothwendig 
itt. Die verbündeten Regierungen haben dem Art. 20 
— der Bundesverja ung nur Ausdruck geben wollen. Es 

hat ihnen fern gelegen, wieder auf vie Fragen einmwgehen, 
dee bei Erlaß des erſten Wahlgeſetzes in Betracht kamen. 
Das vorliegende Geſetz unterſcheidet ſich beſonders von 
den übrigen Wahlgeſetzen der einzelnen Regierungen da; 
durch, daß es eine Anzahl weſentlicher Beſtimmungen 
nicht enthält, aber die Bundesregierung glaubt, daß durch 


dieſe hier weggelaſſenen Beſtimmungen ein ſolches Geſetz 
abgeſchwächt werde. werden ſollen, ſo kann ich erklären, daß die verbündeten 


Abg. Tweſten: Ich vermiſſe einen ſehr wejent- Regierungen in dieſem Augenblick dazu nicht die Hand 
lichen Theil, der ein ſolches Geſetz haben muß, nämlich bieten werden. Ich möchte Sie bitten, nicht zu glau- 
die Feſtſtellung der Wahlkreiſe. Ich hätte gewünſcht, ben, daß wir die jetzigen Einrichtungen für tadelfrei er⸗ 
daß dies jetzt mit dieſem Geſetze geſchieht. In 8. 7 achten, aber wir glauben, daß die Nachthülfe auf dem 
des Entwurfs iſt zwar geſagt, die Wahlklreiſe, ſowie adminiſtrativen Wege leicht erfolgen kann. Ich bin 
die Wahlbezirke müſſen örtlich abgegrenzt werden; es ift| weit entfernt, prinzipiell ein Gegner der geſetzlichen Feſt⸗ 
aber nicht geſagt, wer dies vornehmen ſoll, ob der ſtellung de: Wahlbezirke zu fein, und möchte Sie bit⸗ 
Bundesrath, ob die einzelnen Regierungen oder etwa] ten, diefe Frage hier nicht prinzipiell zu behandeln. Was 
untergeordnete Behörden. Ich erkläre mich deswegen den Beruf des Bundesraths zur Feſtſtellung der Wahl- 
gegen den Entwurf. bezirke anlangt, ſo iſt man darüber im Bundes rathe 


(Graf Bismarck und Freiherr v. Briefen find ein- nicht einig geweſen. Die Gründe, welche die Majorität 


ſung der Vorlage an eine Kommiſſion von 21 Mit- 
gliedern. N 

Abg. Schweitzer bittet das Haus, bei der Wahl 
der Kommiſſion auch die Arbeiter zu berüdjichtigen. 

Abg. Lasker: Er wolle entſchieden Proteſt da⸗ 
gegen erbeben, daß bier in dieſer Verſammlung ſich 
ſpezielle Vertreter der Arbeiter befänden. (Sehr richtig.) 
Es befänden ſich in dieſem Saale drei Herren, die in 
gewiſſen Kreiſen nach gewiſſer Richtung hin Propaganda 
machten. Mehr wiſſe er von dieſen Herren nicht. 

Abg. Schweitzer: Lie ſozial⸗demokratiſchen Ab⸗ 
geordneten ſeien allerdings von Arbeitern zu deren ſpe⸗ 
ziellen Vertretung gewählt, und fie würden dieſe ihre 
Aufgabe auch weiter fortführen, trotz des Proteſtes des 
Vorredners. 

Abg. Frhr. v. Raben au: Er finde gar nichts 
darin, den Herren ihre Selbſttäuſchung zu laſſen. Auch 
die übrigen Abgeordneten vertreten die Arbeiter, und oft 
viel beſſer als jene. 

Abg. Schweitzer: Er babe durch ſeine Bis 
merkung dieſen Streit nicht provonrt, da er nur gebeten 
babe, bei dieſer, die Arbeiter ſehr inteteſſirenden Frage, 
dieſe auch zu berückſichtigen. „„ 

Darauf ſchließt die Sitzung gegen 4½ Uhr. 
Nächſte Sitzung Montag 11 Uhr. — Tagesordnung: 
von Waldeck. (Heiterleit.) Er wolle den Gerichten die] 1) Bericht der Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion über das 
mißbräuchliche Befugniß, künftige Löhne mit Beſchlag] Schreiben des Abg. Krieger (Poſen). 2) Zweite Be⸗ 
zu belegen, nehmen, er wolle nicht, daß der Staat rathung des Nachtrags - Etats für 1869. 3) Zweite 
Gerichtskoſten ziehe aus ſolchen Beſchlagnahmen. Alles, Berathung der Maßregel gegen die Rinderpeſt. 4) 
was geſagt werde von dem Kredit, der dadurch Erſte und zweite Berathung des Antrages des Abg. 
zerſtört werde, nenne er nichtig. Der Arbeitgeber habe Lasker wegen der Redefreiheit ꝛc. 
fein Intereſſe daran, denn er müſſe den Arbeiter, deſſen ä 
zukünftiger Lohn mit Beſchlag jet, entlaſſen. Weil die Deutſchland. ? 

I Berlin, 13. Mär. Bekanntlich wird die 


Sache jo liege, jo glaube er, daß es gut jein werde, 
Wiener alte „Preſſe“, die einen offiztöſen Charalter 


die Vorlage an eine Kommiſſion zu verweiſen. 
Abg. v. Benda erklärt fi für den Grundge⸗ hat, ſeit einiger Zeit von dem Hofrath Warrens redir 


danken der Vorlage. Eine große Zahl ausgezeichneter girt. Derſelbe giebt nun andrerſeits auch eine „Wochen- 
Juriſten habe ſich erſt vor Kurzem mit Majorität da- ſchrift“ heraus, die ſich mit Finanz⸗Angelegendeiten be⸗ 
hin entſchieden, daß eine Beſchlagnahme zukünftiger Löhne ſchäftigt. In dieſer Wochenſchrift erklärt ſich nun Hr. 
wohl zuläſſig je. Es handle ſich hier nicht um eine] Warrens gegen das Verbleiben des Freiherren v. Wer⸗ 
getreten.) des Bundes raths abgehalten haben, hat der Präſ. Del⸗ juriſtiſche Auslegung, ſondern um eine Frage der Wiſſen⸗ ther auf dem preußiſchen Geſandtſchaftspoſten in Wien, 
Bundeskommiſſar Präſident Delbrück: Mit Rück- brück bereits angedeutet. Erſchweren Sie uns den Fort- ſchaft und da nehme er keinen Anſtand, dem Königl. indem er behauptet, derſelbe fande in Wien nur eine 
ſicht auf die fundamentale Beſtimmung, welche icon die] ſchritt nicht dadurch, daß Sie une die Brücke, die wir] Obertribunal andere Autoritäten entgegen zu halten. Er kühle Aufnahme und es ware daher die Beſetzung dieſes 
Verfaſſung über die Zuſammenſetzung des Reichstages] zu erſteigen haben, zu hoch ſchlagen. wolle ſich ausſchließlich mir der wirthſchaftlichen Frage diplomatiſchen Poſtens mit einer andern Perſönlichkeit 
trifft, iſt es, wie ich glaube, an ſich wohl nicht thun⸗ Abg. Graf Schwerin erachtet den Reichstag] beſchaftigen. Es handle ſich hier nicht darum, dem wünſchenswerth. Nach der oben naher bezeichneten Stel⸗ 
lich, die Wahlbezirke durch Geſetz feſtzuſtellen. Eine ſowohl für berechtigt, wie für verpflichtet, die Beſtim⸗ Arbeiter neue Laſten aufzuerlegen, ſondern es bandle ſich lung des Redakteurs Herrn Warrens muß nun aber 
ſolche Feſtſtellung iſt thunlich, da, wo die Anzahl der] mungen des Reichs wahlgeſetzes zu ändern und glaubt, um die Erfüllung einer beſtehenden geſetzlichen Ver- auch dieſe jeine Wochenſchrift als offtzios betrachtet wer⸗ 
Mitglieder einer legislativen Körperſchaft von vorn herein daß eine der nothwendigſten Aenderungen, die zu er⸗ pflichtung. Mit einem Geſetze, wie der Abg. Waldeck den. Es iſt aber in der That unerhört, daß die Frage 
auf eine beſtimmte Zahl fixirt iſt, alſo wo man mit reichen ſei, die Feſtſtellung der Wahlbezirke ſei. es wolle, werde man den arbeitenden Klaſſen im ganzen | der Abberufung eines Geſandten von einem ojfitöjen 
dauernden Verhältniſſen zu thun hat. So iſt es aber Bundeskanzler Graf Bismark: Ich habe das Gebiete des norddeutſchen Bundes keine Wohlthat er- | Organ in dieſer Weiſe behandelt wird. Die öſterrei⸗ 
hier beim Reichstage nicht. Nach der Beſtimmung der] Recht der Geſetzgebung des Bundes, das Wahlgeſetz zu weiſen. Kredit brauche der Arbeiter auch, wie jederf chiſche Regierung hat die Mittel in den Händen, den 
Verfaſſung, welche im §. 6 wiederholt iſt, wird die An- ändern, in keiner Weiſe in Zweifel gezogen und ich Andere, der Waldeck'ſche Vorſchlag werde den Kredit Wunſch offiziell auszusprechen, wenn ſie eine Aenderung 
zahl der Abgeordneten beſtimmt durch die Bevöllerung fürchte, daß hier wieder einer der Fälle vorliegt, wo mur vertheuern. Bei Annahme eines ſolchen Geſetzes der preußiſchen Vertretung wirklich wünſchen ſollle. Völ⸗ 
und zwar nicht durch eine ein für allemal fixirte Be- meine Aeußerungen, durch den Mund des Herrn Vor- bringe man den Jinanzminiſter in die Lage, zu er⸗ lerechtswidrig iſt es aber, einen Geſandten binter dem 
völkerung, ſondern durch die Bevöllerung nach der letzten] redners wiedergegeben, eine ganz andere Bedeutung er⸗ wagen, ob er die Klaſſenſteuer aufrecht erhalten könne, Rücken und anongm anzugreifen und ihm dadurch jeine 
Volkszählung. Nun findet alle 3 Jahre eine Volls- halten. Ich erinnere nur an den Ausſpruch: „Macht denn der Klaſſenſteuerſatz für Arbeiter von 15 Sgr. Stellung zu verleiden. Was würden die öſterreichiſchen 
zählung ſtatt, alle drei Jahre ändert ſich alſo die Zahl] geht vor Recht“, der dem Munde des Vorredners ent- jährlich, bringe dem Staate einen Ertrag von 2¼ Preßagenten dazu Jagen, wenn ein preußtjches offisiöjes 
der Abgeordneten zum Reichstage. Alſo um die Wahl- ſprungen, von mir aber nicht gebraucht it. (Heiterkeit.) Millionen. Deshalb habe der Geſetzgeber vollkommen Blatt den hieſigen öſterrrichiſchen Geſandten General 
kreiſe durch ein Geſetz feſtzuſtellen, jo würde in natür⸗ Abg. Waldeck fordert die geſetzliche Feſiſtellung richtig gehandelt, daß er zwiſchen der Härte und dem v. Wimpffen in ähnlicher Weſſe behandeln und chilani⸗ 
licher Konſequenz alle drei Jahre ein neues Geſetz vor- der Wahlbezirle und hält den proviſoriſchen Zuftand Privilegium den Mittelweg wähle und das Geſetz habe ren wollte. Und wohin ſoll überhaupt ein derartiges 
zulegen ſein. Ich kann alſo die Frage des Vorredners: für einen ſehr nachtheiligen. Dies beweiſe das Un- | einen vollkommenen geſunden Gedanken. Er geſtehe Syſtem führen, da andererſeits fonftatirt iſt, daß ſich 2 
ob die Vorlage eines ſolchen Geſetzes in dieſer Seſſion] fertige der Zuſtände, die Unreiſe für ein Reichswahl⸗ gern zu, daß dieſer Gedanke in dem Entwurfe nicht | die öſterreichiſche Regierung gegen die Abberufung des 
zu erwarten ſei, nur verneinen. geſetz. Man könnte das Wahlgeſetz nicht Regulativen, richtigen Ausdruck gefunden habe, dies werde jedoch in] Herrn v. Werther ausgeſprochen hat. — Die han⸗ 
Abg. Löwe: Gerade im Intereſſe der Stabilität nicht Verwaltungsbehörden preisgeben. Die Beſtimmun⸗ einer Kommiſſionsberathung ſehr leicht zu erreichen ſein. noverſche „Volkentg.“ macht darauf aufmertjam, daß der 
unſerer Einrichtungen wünſche ich, daß die Wahlbezirke gen im Geſetze enthielten zweifellos Wahlbeſchränkungen, Abg Wagner (Neuſtettin): Wäre die Arbeits- Proteſt der im Jahre 1867 von einer Anzabl Hanno» 
durch ein Bundesgeſetz feſtgeſtellt werden, und nicht dur) | ſowie in Betreff des Militärs als in Betreff der drei- kraft Kapital, jo würde über die vorliegende Frage gar veraner gegen die Einverleibung Hannovers in Preußen 
eine Landesregierung einjeitig abgeändert werden können. jährigen Zeit. nicht zu ſtreiten ſein. Daß darüber geſtritten werde, an die Großmächte gerichtet und von den behauptet 
Um dieſe meine Anſicht näher auszuführen, wünſche Abg. Graf Schwerin antwortet dem Grafen freue ihn. Er gehe von der Auffaſſung aus, daß es worden iſt, daß er 850,000 Unterſchriſten trage, etzt 
und beantrage ich die Ueberwelſung des Geſetzes an eine Bismarck, daß das Mißpverſtändniß in Betreff der ein juriſtiſcher Widerſpruch ſei, einen noch nicht ver- | zum erſten Male im Wortlaut von franzöſiſchen Blät- 
Kommiſſion. Der Redner wendct ſich gegen die Be- Aeußerung: „Macht geht vor Recht“, die er im Ab- dienten Lohn zum Gegenſtande der Beſchlagnahme zu tern veröffentlicht wird. Behauptet wird dabei, daß ſich 
ſiimmung, daß das ſtehende Heer von der Wahl aus- geordnetenhauſe gethan hat, nicht auf ſeiner, ſondern machen. Ein noch nicht verdientes Arbeitslohn ſei der Proteſt mit den Unterſchriſten im auswärtigen Amte 
geſchloſſen it, und meint, wenn Reſerviſten und Land- auf des Grafen Bismark Seite berrſche. Das ſe eſſentiel nichts weiter, als die Möglichkeit der Ver- in Wien befinde. Es wäre zu wünſchen, daß mit dem 
wehrmänner nicht wählen dürfen, aus Vorſicht für den auch heute der Fall. Er ſchäme ſich der damals ge- | wertgung der Arbettskraft und deshalb könne er ſich den Wortlaute des Proteſtes zugleich auch die Unterſchriften 
Staat, auch Oſſiziere von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen thanen Aeußerung nicht, erinnere aber daran, daß er] Folgerungen anſchließen, daß die Beſchlagnahme des desſelben veröffentlicht würden, um zu ſehen, zu welchen s 
werden müßten. (Bravo!) ; jpäter zugeſtanden habe, er habe ſich in den Intentionen] noch nicht verdienten Lohnes darauf hinauskommen würde, betrügeriſchen Mitteln man gegriffen haben muß, um 
Abg. Lasker: Das frühere Wahlgeſetz war eine des Miniſterpräſidenten geirrt. eine Art neuer Unfreiheit und Knechtſchaft zu etabliren, eine Unterſchriften-Zahl von 850,000 aufßzuweſſen. In 


der Arbeiterklaſſen, ſondern einfach um das Recht des 
Staates. Der Redner erklärt, daß er an dem Ent⸗ 
wurfe Manches auszusetzen habe. Das Geſetz ſcheine 
das Recht des Arbeitgebers, des Arbeiters und des 
Gläubigers nicht genug auseinander zu halten und nicht 
in gleicher Weiſe zu regeln. Es handle ſich hier 
namentlich um die Frage, ob das noch nicht erwor⸗ 
bene Vermögen gewiſſermaßen ſchon vor ſeiner Geburt 
gefeſſelt werden ſollte. Dies ſei mit der Aufrechter 
haltung des Prinzips der persönlichen Freiheit nicht 
zu vereinbaren. Man dürfe doch Denjeuigen, der 
gar lein Vermögen habe, nicht ſchlechter ftellen, als 
Denjenigen, der Vermögen beſeſſen und Konkurs ge⸗ 
macht habe. 

Abg. Waldeck: Er habe keinen Abgeordneten ge⸗ 
ſprochen, der mit der Vorlage zufrieden geweſen wäre. 
Die Frage müſſe jetzt zum Austrag gebracht werden. 
Er habe für ſeine Anſicht die konſtante Praris des 
Obertribunals und bezeichne die Beſchlagnahme des 
noch nicht verdienten Lohnes für eine Knechtſchaft der 
Arbeiter. Er ſei gegen das unbefugte Eindringen des 
Gläubigers in Verhältniſſe, die ihm gar nichts angingen, 
und wenn er das Urtheil des höchſten Gerichtshofes für 
ſich habe, jo verschte er es, wenn in der Schrift von 
Koch geſagt werde: das ſei der radikale Standpunkt 
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Betracht der Einwohnerzahl der Provinz Hannover, die 
bekanntlich noch lange nicht die Zahl von 2 Millionen 
aufweiſt, müßten geradezu die Säuglinge mit unter⸗ 
ſchrieben haben, wenn die Höhe dieſer Ziffer erreicht 
werden ſollte. — Von dem in Dresden erſcheinenden 
Hietzinger Organ, dem „Bulletin international“, wird 
auch ein angebliches Schreiben eines engliſchen Kapitän 
Wyatt veröffentlicht, in welchem behauptet wird, daß 
das neueſte Verfahren der preußiſchen Regierung gegen 
die Depoſſedirten, namentlich gegen den König Georg, 
in England einen vollſtändigen Umſchlag der öffentlichen 
Stimmung Preußen gegenüber hervorgerufen habe. Man 
habe früher die Erfolge Preußens in England begeiſtert 
begrüßt, könne aber jetzt ein Verfahren nicht gut hei⸗ 
ßen, welches zugleich die Intereſſen eines dem engliſchen 
nahe verwandten Königshauſes berühre und eine wahre 
Koliation in ſich ſchließe. Es wird, um letztere Behaup⸗ 
* tung annehmbarer zu machen, zugleich von einer Kon- 
ſiskation der Güter den Depoſſedirten geſprochen, wäh⸗ 
; rend es ſich bekanntlich nur um eine Sequeſtration der⸗ 
ſelben handelt, um der Depoſſedirten die Mittel zu den 
Agitationen gegen Preußen zu entziehen. Was nun 
aber den angeblichen Umſchlag der öffentlichen Meinung 
in England betrifft, ſo können wir gerade Beweiſe für 
das Gegentheil anführen und haben ſolche auch ſchon 
früher wirklich beigebracht. Denn bekanntlich haben 
ſich die bedeutendſten Journale Englands, u. A. auch 
g die „Times“, nicht nur im Allgemeinen über die Er- 
folge Preußens mit Genugthung ausgeſprochen, ſondern 
ii haben auch ſpeziell das Verfahren Preußens gegen 
die Depoſſedirten als gerechtfertigt anerkannt. In die ⸗ 
ſem Sinne ſprachen ſich „Daily News“ ſogar wieder 
in einem ihrer neueſten Artikel aus. — Um weiteren 
* Kombinationen vorzubeugen, bemerken wir, daß der dies⸗ 
jeitige Geſandte in Wien, Freiherr v. Werther, hier 
angekommen iſt, um der Konfirmation ſeiner Tochter 
5 N bier beizuwohnen. Die Familie des Herrn v. Werther 
i j iſt zu dieſem Zwecke ſchon ſeit einigen Wochen hier an- 
14 weſend. 
N Berlin, 14. März. Se. Majeſtät der König 
8 beſuchte am Freitag Abends das Monſtre-Konzert des 
Königlichen Muſik⸗Direltors Bilſe, deſſen Ertrag be⸗ 
kanntlich für das vom Frauen⸗Lararethverein zu erbauende 
Krankenhaus beſtimmt iſt. Die Parade der hier gar- 
niſonirenden Garde⸗Kavallerie, welche geſtern Vormittags 
11 Uhr Unter den Linden abgehalten werden ſollte, 
wurde des ungünſtigen Wetters wegen abgeſagt, dagegen 
fand Mittags 12 Uhr im Königlichen Palais das De- 
jeuner ſtatt, an welchem die Königlichen Prinzen, der 
kommandirende General des Garde-Korps Prinz Auguſt 
von Würtemberg, der Herzog Wilhelm von Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin, der Prinz Heinrich von Heſſen, der Her- 
zsog Elimar von Oldenburg, die Kommandeure und 
Stabsoffiziere der Brigade ⸗Kavallerie-Regimenter, die 
Militärbevollmächtigten ꝛc. theilnahmen. Der König 
empfing geſtern Morgens einige höhere Offiziere und 
nahm darauf den Vortrag des Militär-Kabinets ent- 
gegen. Nach dem Dejeuner waren hierzu befohlen das 
Civil-Kabinet, der Geheime Hofrath Bord, der Minifter- 
präſident Graf Bismarck. 
Berlin, 13. März. (Zeldl. Corr.) Wir 
müſſen bekennen, wie wir es immer noch nicht verftehen, 
Ma daß man die Spielbanken verbietet und die Börſe in 
ihrem jetzigen Treiben ruhig fortwirthſchaften läßt. Wenn 
man nicht ſelbſt eine gute Anzahl rechtſchaffener Börſen⸗ 
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und Anmaßung, die der kirchlichen Praxis in Hannover 
vor 1866 ſchnurſtracks widerſpricht, denn nicht allein 


daß das hannoverſche Landes⸗Konſiſtorium niemals die 
letzte Inſtanz in kirchlichen Dingen geweſen iſt, ſo hat 


man auch bis 1866 Seitens des hannoverſchen Kirchen⸗ 
Regiments niemals Anſtand genommen, auf hannoverſche 
Pfarren gewählte Geiſtliche und Kandidaten aus Preußen, 
welche im Verbande der Union geſtanden hatten, zu 
beſtätigen, ſobald ſie Präſtanda präſtirt hatten und bereit 
waren, die rechtlich beſtehenden Verpflichtungen zu über⸗ 
nehmen. Es iſt deshalb auch von höchſter prinzipielle 
Bedeutung, das hannooerſche Landes-Konſiſtorium auf 
ſeinen rechten Standpunkt zurückzuführen, um ſo mehr 
als gerade in Hannover die Gefahr ſehr nahe liegt, 
von gewiſſer Seite angebliche kirchliche Beſtrebungen 
mit politiſchen Agitationen verquickt zu ſehen. Wir 
wünſchen die lutheriſche Kirche Hannovers vor der Gefahr 
zu bewahren, als Deckmantel für welfiſche Agitationen 
verbraucht zu werden. 

Königsberg i. Pr., 13. März. Die 
Schifffahrt für Dampfer iſt als eröffnet zu betrachten, 


jedoch für Segelſchiffe noch nicht, da das Eis noch auf 


beiden Seiten der Fahrt feſtliegt. 
Ausland. 

Wien, 13. März. Reichsrath. Der Han- 

delsminiſter legte den Geſetzentwurf vor, betreffend die 
Vervollſtändigung des öſterreichiſchen Eiſenbahnnetzes nach 
einheitlichen Prinzipien. Der Entwurf theilt die pro- 
jektirten Linien in garantirte und nicht garantirte. Die 
letzteren genießen Stempelfreiheit und Steuerfreiheit für 
die Dauer von dreißig Jahren. Als zunächſt berück⸗ 
ſichtigt erſcheinen die internationalen Verbindungen mit 
Preußen, Baiern (Wildenſchwert-Glatz und Anſchluß an 
das baieriſche Netz von Innsbruck aus); ſodann die 
Verbindung der beiden Reichshälſten und der einzelnen 
Länder unter einander 
durch Spezialgeſetze eingeführt werden. Der Handels- 
miniſter legte bereits vier ſolcher Spezialgeſetze vor, eines 
derſelben betrifft eine zwiſchen Galizien und Ungarn über 
die Karpathen zu führende Bahn. 
14. März. Die „Preſſe“ meldet: 
franzöſiſche Regierung hat an die ihr befreundeten Mächte 
durch die in Paris alkreditirten Vertreter derſelben Auf- 
ſchlüſſe über die belgiſche Streitfrage gelangen laſſen, 
um die alarmirenden Gerüchte auf das richtige Maß 
zurückzuführen und darzuthun, daß die Streilfrage nicht 
im Entfernteſten zur Befürchtung ernſter Ver wicklungen 
Anlaß biete. 

Peſth, 13. März. Ein Miniſterialerlaß ver- 
fügt die Einführung der Doppelflagge auf öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Kauffahrteiſchiffen vom I. Auguft au. —- 
Das Ergebniß der bisherigen Wahlen iſt, daß 19 Kan- 
didaten der Dealpartei und ſechs Kandidaten der Oppo⸗ 
ſition gewählt ſind. N 

Brüſſel, 13. März. Der franzöſiſche Ge⸗ 
ſandte, Vicomte de Lagueromniere, it heute hier ange- 
kommen. 

Haag, 13. März. Die zweite Kammer hat 
in ihrer heutigen Sitzung mit 41 gegen 31 Stimmen 
die Abſchaffung des Zeitungsſtempels leinſchließlich des 
Stempels für ausländiſche Zeitungen) vom 30. Juni 
ab genehmigt. 

Paris, 13. März. „Etendard“ jagt, es 
würde nicht eine internationale, ſondern eine franzöſiſch⸗ 
belgiſche Kommiſſion die ſtaats wirthſchaftlichen Fragen 
reguliren. — „France“ meldet, daß Nigra Geſandter 


Die einzelnen Linien werden 


„Die 


lleute kennte, ſo wäre man nach den Vorgängen . g . 

llegzten Tage faſt verſucht zu glauben, daß das Börſen- in Paris bleiben wird. — „Patrie“ erklärt die Nach⸗ 
Publikum nur noch aus Schwindlern und Dummkoͤpfen 55 ee nach Beſſarabien geſandt 
2 n s ſehen, um es zu glauben, da . . 
1 de I aus dr ft ere — Geſetzgebender Körper. Der erſte Artikel der 
ni at in irgend einer "Zeitung von Wien oder Paris Vorlage, die Arbeiten am Trocadero betreffend, wurde 

dene Panique an der hieſigen Börſe erzeugt und dar angenommen, der zweite Artikel, bezüglich des Gartens 
blſchon jene Blatter als Lügner bekannt find, obſchon des Luxembourg, unter Zuſtimmung der Regierung der 
j man deren Verbindungen kennt und obſchon man jeden Kommiſſion überwieſen. 
13 


ugenblick hier das Gegentheil und die Wahrheit er- — „Temps“ glaubt zu wiſſen, daß die Angele- 
we —. > Wir ſollen 5 — daß 2 genheit bezüglich der italienijchen Kirchengüter mit dem 
mehr als den reellen Börſenleuten daran gelegen ſein Hauſe Fould und dem Crédit foncier zum Abschluß ge- 
müßte, ſich von dieſer Gemeinſchaft und Mitleidenſchaft bracht ſei. 18. 2 n 
w beſreien. Es iſt in der That eine Schmach, nicht! Flor euz, 13. März. Die internationale Kom- 

blos für die, welche es thun, ſondern auch für die, miſſion, welche über die Errichtung einer direkten Ber- 
welche es leiden, daß man auf dleſe Weije den Betrug bindung zwiſchen Indien und England über Brindiſt 
unter einem vornehmen Namen im größten Maßſtabe entſcheiden ſoll, wird bier am 3. April zuſammentreten. 
betreiben darf. — Das Kabel zwiſchen Otranto und Valona it 
Dane — Die Wahl des der evangellſchen Landeslirche gebrochen und wahrſcheinlich wird die Verbindung nicht 

Alpreußens angehörigen Paſtor Topf zu Schmiedefeld jogleich wieder hergeſtellt werden können. 
* zum Paſtor in Goslar und die Verweigerung der Be⸗ London, 14. März. Reuters Bureau meldet 
ſtätigung dieſer Wahl Seitens des hannoverſchen Landes⸗ aus Madrid vom 13. d. Abends: Der Bericht der 
Konſiſtorium macht nach allen Seiten ein nicht unge- Verfaſſungskommiſſion wird in den erſten Tagen der 
Acchtfertigtes Aufſehen. Der ꝛe. Topf ſoll, wie das nächſten Woche eingebracht werden und ſofort zur De- 
N gedachte Konſſſtorium meint, der lanoniſchen Eigenſchaſten, batte gelangen. 
welche zur Verwaltung eines Pfarr-⸗Amtes in der evangl. Madrid, 13. Marz. 


Eine Verſammlung der 


* 
2 2 ö igich Majorität der Kortes hat geftern Nachts beſchloſſe 
lllutheriſchen Kirche Hannovers erforderlich ſeien, lediglich Majoritat der rte geſtern Nachts beſchloſſen, 
ie. = 55 wa 1 weil er, ls er a die beantragte Kontingents Kompletirung durch Kon⸗ 
Gemeinde lutheriſchen Bekenntniſſes und ſelber dieſem ſtriptton von 25,000 Mann zu bewilligen; doch ſolle 
Biekenntniß zugethan, doch innerhalb des Vaterlandes dies die letzte derartige Bewilligung ſein und an Die 
X 80 deer Union ſtehe und ſich in früherer Zeit auch aus⸗ Stelle der Konſkription in Zukunft Werbung von Frei⸗ 


. Gleichzeitig — In der heutigen Sitzung der Kortes fragte 
hal das hannoverſche Landes⸗Konſiſtortum ſich ſelber das Herraag, ob es wahr fei, daß in Malaga zwiſchen den 
mt Ausſchluß eines abändernden Urtheiles durch den ſtattgefunden habe. Der Finanzminiſter Figuerola be- 
Konig als oberften Träger des Kirchen-⸗Regimentes end- jahte dieſe Frage und fügte hinzu, die unteren Klaſſen 
bereits entschieden zu haben. (Diſſentirt haben dem ſtancos bedeute deren Annahme. — Die Wahl Sotrile 
ordentlichen Mitgliedern des Landes-Konſiſtoriums nur Demmer. 
2 oder 3, nämlich Ehrenfeuchter und Dove und viel- Stettin, 15. März. 


Vrücklich zum Dienſte an einer der Konſenſus-Union willigen treten. 

Fzingehörenden Gemeinde bereit erklärt habe. 

Recht vindizirt, über dieſe und ähnliche Angelegenheiten Karabiniers und den Tabalsverkäufern ein Konflikt 
1 
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ö 

Vernehmen nach von den 16 ordentlichen und außer- wurde mit 113 gegen 105 Stimmen genehmigt. 
ü leicht noch ein Dritter). Es iſt Dies eine Haltung Wochenblatt“ meldet, iſt man im Kriegsminiſterium da⸗ 


gültig als in letzter Inſtanz zu entjcheiden oder vielmehr hätten geglaubt, die Erwägung der Gejepvorlage Deſe⸗ 


mit beſchäftigt, die Frage, ob ſich eine eigene Lebens- 
verficherung: Geſellſchaft für Militärs auf Gegenſei⸗ 
tigkeit gründen laſſe, in eingehender Weiſe zu erörtern. 
Es werden demnächſt Ermittelungen darüber angeſtellt 
werden, auf welche Theilnahme eine derartige Geſellſchaft 
in der Armee zu rechnen haben würde. 

— Har Stadtbaurath Hobrecht ſoll, wie aus 
Berlin mitgetheilt wird, dort vorläufig auf anderthalb 
Jahre ſchon vom 1. April an gegen ein Honorar von 
monatlich 200 Thalern die Vorunterſuchungen über die 
Reinigung der Stadt von Auswurſſtoffen leiten. 

— Im Gegenſatze zu den Kriegsdenkmünzen der 
Jahre 1813 bis 1815 und des Jahres 1866, welche 
nach dem Tode ihrer Inhaber an die Geiſtlichen zur 
Aufbewahrung in der Salriſtei der betreffenden Pfarr- 
kirche oder in letzterer abgeliefert werden müſſen, ſoll 
nach einer Beſtimmung des Minifters der geiſtlichen An- 
gelegenheiten die Kriegsdenkmünze für 1864 (in Schles- 
wig⸗Holſtein) nicht an die Kirchen kommen, ſondern im 
Beſitze der Familien der verſtorbenen Inhaber bleiben. 

— Geſtern Abend wurde von den Freunden und 
Kollegen des Vorſtehers der Kalkulatur der Berlin- 
Stettiner Eiſenbahn, Herrn Hoppe, deſſen 25 jähriges 
Dienſt⸗Jubiläum durch ein gemeinſchaftliches Souper im 
„Hotel zum deutſchen Haufe” gefeiert, bei welcher Ge⸗ 
legenheit dem Jubilar ein werthvoller Tafelaufſatz über⸗ 
geben wurde. Heute früh brachte eine Anzahl ſeiner 
Freunde Herrn H. ein Ständchen; demnächſt wurde ihm 
ein äußerſt ſauber und geſchmackvoll dekorirtes Gedenk⸗ 
blatt und eine ſilberne Fruchtſchaale von den Beamten 
ſeines Bureaus überreicht. Die Direktion belohnte die 
bisherigen treuen Dienſte des Jubilars durch die Ueber- 
gabe eines anerkennenden Schreibens und eines ſilbernen 
Schreibzeuges. 

— Wenngleich der ehemalige Kaufmann Adolph 
Kaſeburg wegen Betruges bereits eine mehrjährige 
Zuchthausſtrafe zu verbüßen gehäbt hat und noch jetzt 
unter Polizeiauſſicht ſteht, ſcheint derſelbe doch vor den 
Folgen neuer ſpelulatioer Unternehmungen, die das 
Geſetz ebenfalls als „Betrug“ bezeichnet, nicht zurück 
zuſchrecken. Derſelbe hat nämlich vor einiger Zeit im 


haft ſein ſollenden Vikualienhändlers den Bäckermeiſter 
M. veranlaßt, nach der ihm bezeichneten Wohnuns jenes 
Händlers wiederholt Backwaaren zum Werthe von meh— 
reren Thalern zu ſenden, dieſe daun aber dort ohne 
Bezahlung für ſich ſelbſt in Empfang genommen. Erſt 
nachträglich erfuhr der Bäcker, daß in ver von K. an- 
gegebenen Wohnung niemals ein Händler wohnhaft ge- 
weſen ſei und wurde jo mindeſtens vor weiterem Scha- 
den bewahrt. 

— Der obdachloſe, mittelſt Reiſeroute in ſeine 
Heimalh bei Elbing verwieſene Matroſe Anton Heſſe, 
ſtahl geſtern früh einem mit ſeinem Fahrzeuge am 


lurze Zeit an Land begeben, aus der Kajüte eine 
Taſchenuhr, hatte aber das Unglück, bei dem unmittel⸗ 
bar nachher gemachten Verſuche, die Uhr zu verſilbern, 
als verdächtig angehalten und der Polizeibehörde über⸗ 
liefert zu werden. 

— Bei dem Entlöſchen der Ladung des engliſchen 
Dampfers „Veroha“ wurden mehrere werthvolle Zink— 
platten vermißt, welche auf dem Schiffsdeck gelagert 
hatten. Wegen dringenden Verdachtes, jenen Diebſtahl 
verübt zu haben, find geſtern zwei bereits vielfach be 


Perſonen, der Arbeiter Robert Kayſer und der frühere 
Maurergeſelle Schmidt verhaftet worden. 

— Der ehemalige Bediente Wilh. Schwandt, 
welcher bekanntlich vor ca. 14 Tagen bei ſeinem frühe- 
ren Brotherrn, dem General Krug von Nidda, einen 
bedeutenden Diebſtahl an Werthpapieren und Silberzeug 
verübt hat, iſt dafür heute zu 2 Jahren Zuchthaus 
und Polizetaufſicht verurtheilt. 

— Eine ziemlich routinirte Schwindlerin ſcheint 
die unverehelichte Charlotte Sprenger aus Frauendorf 
zu ſein. Dieſelbe, welche ſich nicht nur des wiederhol⸗ 
ten Diebſtahls, ſondern auch des Betruges und der Un- 
terſchlagung dringend verdächtig gemacht, wurde ſchon 
längere Zeit polizeilich verfolgt und geſtern in Grabow 
ergriffen. Die Polizeibehörde hat derſelben nun vor- 
läufig ein Unterkommen an einem Orte angewieſen, an 
welchem ſie leine Gelegenheit hat, ihr Talent weiter 
zu üben. 
| + Demmin, 12. März. Ju einem Seiten- 
| gebäube des in der Neuen Straße belegenen Hotel zur 
Sonne war vorgeſtern in früheſter Morgenſtunde ein 
Feuer ausgebrochen, welches bei dem heftigen Winde 
und der in nächſter Nähe der Brandſtätte belegenen 
Waarenſpeicher des Kaufmann Ransleben, in welchem 
ſich große Vorräthe an Fettwaaren, Petroleum, Mehl 
u. dergl. befinden und ferner der vielen baufälligen 
Baracken in dieſer Gegend leicht hätte erſchreckliche Di- 
menſionen annehmen können. Die Wirthſchafterin des 
Holels erwachte gegen 4 Uhr Morgens vom Schlaf 
durch ein kniſterndes Geräuſch in ihrer Nähe, ſie ge- 
wahrte au.) ſogleich durch die Fugen der Thür ihres 
Zimmers einen hellen Schein in der nebenan liegenden 
ſogenannten Plettitube. Auſſpringend erblickte fie nun 
den geſammten Inhalt des Zimmers in hellen Flammen 
ſtehend, die Balten, Dielen und Stiele des nicht maſſi⸗ 
ven Gebäudes waren ebenfalls ſchon vom Feuer er- 
griffen. Auf ihren Hülferuf eilten nun ſchleunigſt die 
Hausbe wol er zuſammen und dämpften mit glücklichem 


"Erfolge den Brand, welcher vielleicht eine viertel Stunde 


ſpater unaufhaltſam große Verheerungen angerichtet haben 
Wie das „Militär- | 


würde. Leider hat ein Kindermädchen ihre geſammte 
Garderobe bei dem Vorfall eingebüßt. 


mr ne 
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angeblichen Auftrage eines auf der großen Laſtadie wohn- | 1 1° N 


Schneckenthor liegenden Schiffer, während ſich derſelbe 


ſtrafte, noch längere Zeit unter Polizeiaufſicht ſtehende 


lieber die Ent⸗ 


ſtehungsart des Feuers läßt ſich — wie gewöhnlich in 
ſolchen Fällen — mit annähernder Gewißheit nichts 
feſtſtellen, indeſſen dürfte wohl eine Fahrläſſigleit vor⸗ 
liegen, da in dem gedachten Zimmer Tags zuvor Wäſche 
geplettet worden iſt, ſich auch in der Nähe des Ofens 
noch Torfreſte befunden haben ſollen. Die vielen in 
dem Hotel eingekehrten Reiſenden waren ſelbſtverſtändlich 
in eine nicht geringe Beſtürzung gerathen. 


Literariſches. 

Tauchnitz, Collection of British Authors, 
No 1000. The new Testament. Die bekannte 
Verlagshandlung von Tauchnitz in Leipzig ſetzt ihre Aus⸗ 
gabe der engliſchen Klaſſiker in immer größerem Maße 
fort und hat jo eben das tauſendſte Heft dieſer Samm- 
lung „Das neue Teſtament“ herausgegeben. Beſorgt 
von Tiſchendorf, der größten jetzigen Autorität auf die⸗ 
ſem Felde, giebt dasſelbe nicht nur den Text der bisher 
autoriſirten engliſchen Ueberſetzung, ſondern auch alle 
Varianten aus den drei älteſten und berühmteſten Hand⸗ 
ſchriſten, von denen je eine Probe dem erſtaunten Auge 
des Leſers auf der erſten Seite vor die Augen geführt 
wird. Doch da dieſes eine Buch vielleicht nur einen 
engern Kreis unſerer Leſer intereſſirt, wollen wir nicht 
verfehlen, einen größeren auf die ganze Sammlung auf- 
merkſam zu machen. Die einzelnen Bücher derſelben, 
welche je ein Werk Shakespeare, je einen Roman Wal- 
ther Scott's enthalten, eignen ſich durch ihr bequemes 
Format und ihren billigen Preis nicht nur für den Ge- 
brauch in der Schule, ſondern werden auch unſern vie⸗ 
len engliſchen Kränzchen, in denen die Frage nach der 
Beſchaffung der Bücher oft eine große Rolle ſpielt, eine 
ſehr willkommene Gabe ſei. Trotzdem man dieſelben 
leicht in der Taſche tragen kann, zeichnen ſie ſich durch 
ihre Ausſtattung namentlich auch vor in England ge- 
machten Ausgaben vortheilhaft aus und gewöhnt ſich 
das Auge leicht an die zuerſt etwas fremde Form der 
Schrift, mögen fie daher ihr Bürgerrecht, das fie be- 
reits unter uns erlangt haben, auch fernerhin behaupten. 

BVörſen⸗Werichte. 

Stettin, 15. März. Beginn des Frübjahrtermin. 

Witterung: Schueetreiben. Wind Nord⸗Oſt. Temperatur 


An der Börſe. 
en etwas feſter, pr. 2125 Pfd. loco gelber 
inländ. 65 67% , bunt. poln. 64—66 %, weißer 
66 —70 , ungar. flau ordin. 54—57 , mittel 58 
bis 59%, , feiner 60-61 9%, 83—85pfd. gelber per 
Frilhj. 66%, 66%,, 67 % bez, 66%, Br., Mai⸗Juni 
67½ , bez., Juni⸗Juli 67½ % bez, ½ Gd. 
Roggen feſter, per 2000 Pfd. loco 49—50%½ , 
Frühiahr 49%,, 50, 50 ½ 3% bez., Br. u. Od, Mai⸗ 
Juni 50% % Br, Juni-Juli 51 % Gd, 51½ bez. 
Gerſte ſtill, pr. 1750 Pfd. loco ungar. 36-46 9% 
Hafer pr. 1300 Pfd loco 31—331, %, pomm. 5 
34 3 bez., 47 —50pfo. Frühj. 33, 32% bez., 33 Gd. 1 
Erbſen pr. 2250 Pfd. loco 5355 0%, 
Koch- 56—57 5%, Frühj. Futter- 541, Br. 1 85 
Mais loco per 100 Pfd. 2 % 1 e bez. u. Br. 
Rüböl behauptet, loco 10½ A, Br., per März 
April u. April⸗Mai 10½ 4 bez., September⸗Oktober 
10% K bez. u. Gd., Oktbr.⸗November 10½ K bez. 
Spiritus behauptet, loco ohne Faß 15 ¼ e bez., 
per Frühjahr 15%, . bez. u. Br., Mai⸗-Juni 15742 
78. bez. u. Br., Juni⸗Juli 15% % Br., Ju i⸗Auguſt 
16 % Gd, Auguft-Septbr. 161, % Br. 
Angemeldet: 200 Wepl. Weizen, 400 Wspl. 
Roggen, 200 Ct. Rüböl, 30,000 Ort. Spiritus. 
Regulirungspreiſe: Weizen 669, Roggen 50, 
Nüböl 10%, Spiritus 151. 


Stettim, don 15. Mir. 


Gamoinn. End gs 


Grabow Stadt-O bl. 


Hamburg Seen ensichrläser eh 6 Tag. 151 B 
7 SET ee 2 Mt. — 
Amsterdam „ö.m 8 Tag. 142 6 
F 2 Ut. = 
London „5656 „6 10 Tag. 6 251, B 
EN REN 3 Mt. 6 23% B 
BT e e e 10 Te.| 81% 8 
. 2 Mt. >= 
Bromen a 3 Mt. * 
gt. Peterobg ++ reronennn nn 3 Weh. BAR 
Wiens ers skeeua ee neda rn meine 8 Tag. — 
ů•J́ͤͤ— * 2 Mt. . 
Pronss. Bank Lomb. 54 
F neenennenee au | res 
= N ee es 
St.-Schldscchgh .... EA — 
P. Prüm.- Anl.... „ 3½ — 
N e e 3 = 
z EEE 4 er 
„ Rontenbb 4 2 
RE PIPSBER SO en 4 = 
Berl. St. E. A TE de 4 Ei 
9 Prior 4 — 
5 „ 4% en 
Starg.-P. E. AA....ͤ 47% — 
1 Por... me 4 — 
It. Stadt-)... 425 92 B 
St. Börsenhaus- OOo. 4 5 = 
St. Schanspielh.-O, Oo 5 | —— 
Pom. Chausseeb.-O. 8 — 
Greifenhag.K reis-O.. 5 — 
Pr. National- vV.-A. A 115 B 
Pr. See- Asgocuranz- ͤ— 4 100 G 
Polue ran 4 120 G 
Union „ — 1 4 190 ½ G 
St. Spoicher-A . 5 — 
Ver.-Spolcher- Au 5 = 
Pom.Prov.-Zuckers.««srer0..) 5 | — 
N. St. Zuckersioddl . 4 er 
Mesch. Zuckörfabrik: +» +++ r... 14 — 
Erodow-w oer 4 | ®. 
Walzthlan She 5 Ber | 
St. Portl.-Comentl.» rer rer. | 4 200 G i 1 
St. Dampfschlepp G. 5 —— EB 
St. Vampfochifl V.... rn. 5 — 8 
Neue Dampfer- C. 4 97 B . 
Gernb nie 102 B 2 * 
Nala d r e | 150 & A: 
St. Dampfhühlͤo . . 4 106 B x 
Pommerensd. Ch. FH... 4 — A 
Chem. Fabrik-Ant 4 2 | 
St. Krattdänger-F. . 3 j 


